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Seitfast zwei Jahren
geistert dieIdeeeines
zivilen aber staatlich

getragenen
Interventionskorpsdurch
die Luxemburger Politik.

Auch nach der
Interpellation des

sozialistischen Abgeord-
neten Ben Fayot amletzten

Mittwoch, steht noch
i mmer nichtfest,

wohin die Reiseführt.

Angefangen hatte die Diskus-
sionumdas"corps civil" mit der
Regierungserklärung Jean−Clau-
de Junckers i m Sommer 1999.
Das schwarz−blaue Koalitionsab-
kommensahdieSchaffungeines
"corps civil volontaire au sein
duquel pourraient s'engager des
femmes et des hommes sou-
cieuxd'apporterleur contributi-
on à la réponse aux défis sur-
venant dans des zones de crise,
d'instabilité, de conflits ethni-
ques, etc." vor. Soschöndas Vor-
haben auch klang, ihm haftete
von Anfang an ein gewisser Ma-
kel des militärischen an. Wie
BenFayot amMittwochinseiner
Interpellation hervorhob, stand
der zitierte Passus nicht zufällig
unmittelbar hinter dem Kapitel
über die zukünftige militärische
AusrichtungLuxemburgs.
Andererseits erhärtete sich

der Verdacht, dieIdee eines sol-
chen zivilen Korps sei etwas
unüberlegt in das Koalitionspa-
pier hineingerutscht: Die beiden
Koalitionspartner hatten in ih-
renjeweiligen Wahlprogrammen
davon nichts verlauten lassen.
"Einen Wählerauftrag", so Ben
Fayot, "hat es demnachnicht ge-
geben".

Was sichi mVerlaufe des Jah-
res 1999allerdingsgeändert hat-
te, war die Erfahrung des Koso-
vo−Krieges, der zwar noch unter
der alten schwarz−roten Regie-
rung über die Bühne gegangen
war, aber auch von der DP in
vollem Umfang mitgetragen
wurde. Schon vorher hatte die
Balkankrise gezeigt, dass eine
rein militärische Option zur Be-
friedung der Region kaum aus-
reicht. Bereits 1992 hatten sich
die Mitgliedsstaaten der West-
europäischen Union (WEU) in
der "Erklärung von Petersberg"
(benannt nach demTagungssitz
in der Nähe von Bonn) auf eine
Reihe von zivil−militärischen
Missionen geeinigt, mit denen
die Mitgliedsarmeen, die nach
demEnde des "Kalten Krieges"
auf eine neue Daseinsberechti-
gung warteten, betraut werden
sollten.

Militärische Erbsünde
Allerdings stellte sich bald

heraus, dass die spezifisch mi-
litärische Herangehensweise,
die Art des Auftretens und die
zweifelhafte Glaubwürdigkeit
der Armeen dem angeblichen
Friedensauftrag nicht i mmer ge-
recht wurden. Häufig waren es
die nicht−staatlichen Organisa-
tionen, denen es als einzigen
möglich war, zwischen verfein-
deten Bevölkerungsgruppen zu
vermitteln oder zumindest
Hilfstransporte für eingeschlos-
sene Minderheiten zu ermögli-
chen. Der Kosovokonflikt hatte
dieses Gefühl der militärischen
Ohnmacht, trotz massivster
Bombardements, noch einmal
verdeutlicht.
Soist es nicht verwunderlich,

dass in Luxemburg und anders-
wo die Idee eines zivilen Pen-
dants zuden militärischenInter-
ventionstruppen diskutiert wur-
de. Allerdings standen diese
Konzeptei mmeri mSchatten ei-
ner übergeordneten militäri-
schen Doktrin. Die Eurogrünen
hattensichschon Mitteder 90er

Jahrefür ein europäisches Zivil-
korps stark gemacht. Allerdings
sollte dieses zivilen Strukturen
wie der UNO und der OSZE un-
terstellt werden, und keinesfalls
unter die Fittiche von WEUund
gar NATOgelangen.
Genau diese Erbsünde steht

aber amAnfang des vomLuxem-
burger Verteidigungsminister
Charles Goerens initiierten
"corps civil". Schon frühzeitig
hatte er zu erkennen gegeben,
dass das Luxemburger Zivil-
korps, wenn schon nicht direkt
den Kommandostrukturen der
Armee, dann doch demVerteidi-
gungsministerium unterstellt
werden sollte. Auch der Bericht
des internationalen Experten
Henri Burgelin, der i m Mai 2000
vorgelegt wurde, relativierte die-
sen Ansatz nur teilweise. Fortan
wurde zwischen zwei Hand-
lungsebeneneines solchen Zivil-
korps unterschieden: zumeinen
die Aktivitäten i m Bereich der
friedensstiftenden oder −bewah-
renden Missionen, die Luxem-
burgi mRahmeninternationaler
Organisationen zu erfüllen ge-
denkt; zumanderen der Einsatz
i mKatastrophenfall.
Auch wenn die endgültige

Ausformung des Zivilkorps ein
Jahr nach dem Burgelin−Bericht
nochi mmer nicht klar zu erken-
nenist, sosprachsichBenFayot
in seiner Interpellation dennoch
eindeutiggegendieSchaffungei-
ner neuen Struktur aus. Bei den
Friedensmissionensei eineTren-
nung des zivilen und militäri-
schen kaum möglich, und bei
den Katastropheneinsätzen wür-
de das Korps in eine direkte
Konkurrenz mit der bewährten
Arbeit der Nichtregierungsorga-
nisationen treten. Croix−Rouge,
Médecins sans Frontières, Cari-
tas und Unicef hattenin diesem
Sinne im Herbst schriftlich ge-
gendas Vorhabeninterveniert.
Zumindest hinsichtlich der

Katastropheneinsätze scheint
Goerens jetzt einzulenken. Er
sti mmteeiner abgeänderten Mo-
tion Fayots zu, wonach die Re-
gierungnocheinmal genauüber-
prüfen will, welches die spezifi-
schen Bedürfnisse der Nichtre-
gierungsorganisationen sind
und ob die Schaffungeines Zivil-
korps überhaupt sinnvoll ist.
Zugeknöpfter gab sich Goe-

rens allerdings hinsichtlich der
Friedensmissionen: Zwar akzep-
tierteer auchhier eineebenfalls
inihrer Schärfeabgeschwächten
MotionFayots, sprachsichaber
gegen die vomgrünen Abgeord-
neten Jean Huss eingebrachte
Forderung eines Friedensfonds
aus. Dieser Fonds soll in den
kommendenJahren mitjenen 15
Milliarden gespeist werden, die
jetzt für zusätzliche Rüstungs-
ausgaben vorgesehen sind. Es
bleibt also bei einer nachgeord-
netenRolle des Zivilkorps: Esist
nicht für aktive friedensstiften-
de Missionen vorgesehen, son-
dern darf sich, als eine Art Ar-
mee von Unbewaffneten, nach
den mehr oder weniger gelunge-
nen Befriedungsaktionen von
NATOund WEUmit demWieder-
aufbaubeschäftigen.

Richard Graf

Katastrophenübungamvergangenen Wochenendein der Nähe von Esch. Die"CroixRouge" demonstriert,
zusammen mit KollegInnen aus Deutschland, ihreinternationale Einsatzfähigkeit. Ist einstaatliches "corps
civil" also überflüssig? (Foto: Christian Mosar)

Mit Jean−Claudeins21. Jahrhundert
Wieder ei nmal trug Premier Juncker mit sei ner diesjäh-
ri gen Erklärung zur Lage der Nation ei ne Rede vor, die
ei nem sozial−demokratischen Politiker alle Ehre ge-
macht hätte. Wenngleich sei n Ei nstieg − die Wasserbilli-
ger Geisel nahme − Gelegenheit bot zur Rechtferti gung
des damali gen, umstrittenen Vorgehens der Regierung
und zur angekündi gten Aufstockung der Polizeikräfte,
so sparte Juncker i m gesellschaftspolitischen Teil nicht
mit vielversprechenden Worten. Ei n Gesetzesprojekt zur
Regel ung des Zusammenlebens hetero− und homose-
xueller Paare, die Opti on der I ndividual besteuerung für
2005, das Recht, den Namen der Mutter zu tragen, die
Abschaffung der Scheidung wegen Fehlverhaltens, die
Wiederaufnahme der Debatte zur Euthanasie, die Er-
höhung des Ki ndergeldes, die Erhöhung der Kri ppen-
plätze gehörten zu den Hi ghli ghts des Junckerschen
Rundumschlags. I m Bereich Arbeit gab es weniger
spektakuläre Ankündi gungen, abgesehen von der Be-
kräfti gung, dass I ndex und"Prèretraite" unter dieser Re-
gierung unangetastet blei ben, und dass i m Horesca−
Sektor endlich die 40−Stunden−Woche ei ngeführt wer-
den soll. Auch Themen wie Wohnungspolitik, Lebens-
mittelsicherheit, Schulreform, Hochschulausbau oder
Umweltschutz wurden weniger griffi ger behandelt.
Trotzdem: Juncker hat ei nmal mehr den Konservativen
sowohl i m eigenen Lager als auch i n der DP deutlich
gemacht, wo' s (zumindest theoretisch) langgeht. Der-
weil die Strategie weiterverfol gt wird, der LSAP−Oppo-
siti on das Wasser abzugraben. Möglich wird diese
Schönwetter−Politik natürlich auch durch ei n fast schon
verbl üffendes Wirtschaftswachstum, das i n den nächs-
ten Jahren - wenngleich weniger spektakulär - weiter-
hi n anhalten wird.

Rententisch: Großes Stühlerücken
Die Rentenforderungen von LSAP, ADR, LCGB und
OGB−L si nd seit längerem bekannt: üppig, üppi ger, am
üppi gsten. Da mochte die CSV nicht als Spielverderbe-
ri n dastehen, und enthüllte amvergangenen Montag ih-
re Vorschläge. An erster Stelle sollen mit den "ansehnli-
chen" Überschüssen selektive Aufbesserung fi nanziert
werden, erklärte Frakti onspräsi dent Lucien Weiler der
Presse. Gemeint si nd Maßnahmen zur Anerkennung der
Erziehungsleistung von Müttern und zur Besserstell ung
von Mindest− und HungerrentenbezieherI nnen. Frauen-
freundlich und sozial oder ei ne Geste für die traditi on-
nellen CSV−Ziel gruppen? Heiße Eisen wie Privatversi-
cherung, Verzicht auf Verbesserungen oder Ei nschrän-
kungen für I nvali den− und Frührenten wollte die CSV
wohl der DP überlassen.
Doch die stahl i hr weni ge Stunden später auf der zwei-
ten Sitzung des Rententisches die Show: Noch i m Fe-
bruar hatte Marco Schroell von der DP daran eri nnert,
wie die LSAP i hre Mei nung i n Sachen Renten zwischen
1998 und 1999 vollständi g geändert hatte. Am Montag
bewies DP−Frakti onspräsi dent Jean−Paul Ri ppi nger,
dass sei ne Partei das gleiche Kunststück binnen ei nes
Wochenendes schafft. Ja zum 13. Monat, ja zu li nearen
Verbesserungen, damit überraschte die DP die Öffent-
lichkeit und − so wird gemunkelt − auch den Koaliti ons-
partner.
Demnächst soll "déi Lénk" i hre Vorschläge vortragen
dürfen. Dabei kann sie versuchen, ebenfalls möglichst
viele Forderungen i n die i hr zugestandene halbe Stunde
zu pressen oder ei n ei genständiges Profil zei gen. Die
Grünen schließlich bri ngt das Sich−gegenseiti g−Über-
bieten i n ei ne unangenehme Lage: Ei gentlich möchten
sie vor den Risiken des Luxemburger Wirtschaftsmo-
dell warnen und über nachhalti ge Entwickl ung diskutie-
ren. Doch die ei nzi gen Teil nehmer am Rententisch, die
derzeit bereit wären, über etwas anderes als Verteilen
zu reden, si nd − aus naheliegenden Gründen − die Pa-
tronatsvertreter. Undan deren Seite möchten die Grünen
i hren Stuhl wohl besti mmt nicht gerückt wissen.

3dës woch
CORPSCIVIL

Armeefür Unbewaffnete


